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Bern, 12. Oktober 2005

Medienmitteilung von transfair zum geplanten Verkauf von Swisscom-Aktien durch den Bund
Abstoss von Swisscom-Aktien: Ausverkauf droht!
Die Diskussionen über den Verkauf des gesamten oder Teilen des Swisscom-Aktienkapitals des Bundes scheinen sich wieder zu beleben. Gemäss der Gewerkschaft transfair trägt eine derartige Lösung keinesfalls zur Gesundung der Bundesfinanzen bei. Aber der Verzicht auf die Aktienmehrheit setzt den Fernmeldedienst inakzeptablen Gefahren aus.
Bundesrat Merz will einen Teil der dem Bund gehörenden Swisscom-Aktien verkaufen. Er wird dabei von rechtsbürgerlichen Kreisen des Parlamentes unterstützt. Diese Pläne sind völlig unverständlich. Sie sind finanziell unsinnig und gefährden den Service public.

Ein Wolf im Schafspelz

Der Aktienverkauf oder sogar die Verabschiedung des Bundes als Mehrheitsaktionär würde sofort den Appetit externer Investoren anregen. Hauptsächlich Investoren aus dem Ausland lechzen schon jetzt danach, den führenden helvetischen Dienstanbieter zu übernehmen. Schon allein dessen gute Marktstellung ruft Übernahmegelüste hervor.

Erst kürzlich wechselte Cablecom in den Besitz einer amerikanischen Firma. Dies müsste dazu führen, die Alarmsignale zu zünden! Erinnern wir uns daran, dass die Swisscom durch die Eidgenössische Kommunikationskommission (ComCom) gezwungen wurde, sich von ihrer Beteiligung an der Cablecom zu lösen. Dies unter dem Vorwand einer zu starken Marktstellung, welche die Segnungen der totalen Konkurrenz gefährdet. Nun ist aber kürzlich das amerikanische Unternehmen «Liberty Global» Mehrheitsaktionärin der Cablecom geworden. Diese US-Firma ist europaweit ein gigantischer Leader im Bereich Kabel-Dienstleistungen, dessen Dimensionen nicht zu vergleichen sind mit Swisscom als bescheidenem Schweizer Anbieter. Vor diesem Hintergrund erscheint der geplante Verkauf von Swisscom-Aktien durch den Bund als Selbstkasteiung.
Skrupellose Investoren warten
Die Wiederbelebung der Debatte um den Rückzug des Bundes als Mehrheitsaktionär der Swisscom offenbart eine Verantwortungslosigkeit und eine politische Schwäche sondergleichen. Falls der Bund auf die Aktienmehrheit an der Swisscom verzichtet, werden bald skrupellose Investoren ihre Übernahmegelüste am helvetischen Telekommunikationsanbieter anmelden. Solche Unternehmen wollen nur die lukrativsten Portionen des Schweizer Marktes ergattern – der umfassende Service public bleibt auf der Strecke. 
Swisscom und Service public in Gefahr 

Auch Jens Alder hat festgestellt, dass die Gefahr eines solchen Szenarios sehr wohl besteht. Selbst falls eine Zwischenlösung, bei welcher der Bund 16 Prozent der Swisscom-Aktien verkaufen würde – und damit eine magere Aktienmehrheit von 50,1 Prozent halten könnte – wäre kurzsichtig. Die Lage der Swisscom wäre noch verschwommener und der Druck der Privataktionäre würde diesen Effekt zunehmend verstärken. Am Schluss hätten der Universaldienst und die Randregionen die Zeche zu zahlen für einen hypothetisch grossen Profit in den grossen Zentren. 
Aktienverkauf bringt nur Nachteile

Gewiss würde ein Verkauf der Swisscom-Aktien dazu dienen, den Schuldenberg des Bundes kurzfristig etwas abzubauen. Im Gegensatz dazu würden sich die Dividenden reduzieren, welche die Swisscom jährlich dem Bund abliefert. Würden diese wegfallen, käme es letztlich zu keiner Verbesserung der Bundesfinanzen. Der Bund würde sich von produktiven Aktiven, welche Einnahmen generieren, grundlos trennen. Gleichzeitig riskiert er, nationales Volksvermögen zu verschleudern sowie helvetisches Know how, Arbeitsplätze und Finanzerträge zu verlieren. Er setzt auch die Qualität der für die Bevölkerung in allen Regionen wichtigen Telekommunikationsdienstleistungen aufs Spiel. 

Die Gewerkschaft transfair wehrt sich vehement gegen einen Teilverkauf des Aktienkapitals des Bundes an der Swisscom. Die äusserst kurzfristige Aussicht auf eine finanzielle Pseudo-Verbesserung darf nicht dazu führen, dass man seine Seele verkauft.
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